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155. Verordnung: Ermächtigung des Landeshauptmannes von Vorarlberg zur Erteilung der
Errichtungsgenehmigung und Betriebsaufnahmebewilligung für den Umbau
der Zähleranlage der Pumpstation Hörbranz der Fernölleitung Genua bis
Ingolstadt

156. Verordnung: Änderung der Verordnung betreffend die Übernahme von Kontrollen durch
die Zollämter

1 5 7 . Verordnung: Ausübungsvorschriften für Adressenbüros
158. Verordnung: Änderung der Textilkennzeichnungsverordnung
159. Verordnung: Änderung der Textilpflegekennzeichnungsverordnung

1 5 5 . Verordnung des Bundesministers für
Verkehr vom 20. März 1979 betreffend die
Ermächtigung des Landeshauptmannes von
Vorarlberg zur Erteilung der Errichtungs-
genehmigung und Betriebsaufnahmebewilli-
gung für den Umbau der Zähleranlage der
Pumpstation Hörbranz der Fernölleitung

Genua—Ingolstadt

Auf Grund des § 39 Abs. 2 des Rohrleitungs-
gesetzes, BGBl. Nr. 411/1975, wird verordnet:

Der Landeshauptmann von Vorarlberg wird
ermächtigt, im Namen des Bundesministers für
Verkehr der Rheinischen Ölleitungsgesellschaft
m.b.H. die Errichtungsgenehmigung und die
Betriebsaufnahmebewilligung für den Umbau der
Zähleranlage der Pumpstation Hörbranz der
Fernölleitung Genua—Ingolstadt zu erteilen.

Lausecker

156 . Verordnung des Bundesministers für
Finanzen vom 16. März 1979 zur Änderung
der Verordnung betreffend die Übernahme

von Kontrollen durch die Zollämter

Auf Grund des § 22 a des Zollgesetzes 1955,
BGBl. Nr. 129, in der Fassung des Bundesgesetzes
BGBl. Nr. 527/1974 wird im Einvernehmen mit
dem Bundesminister für Land- und Forstwirt-
schaft verordnet :

Der § 1 der Verordnung des Bundesministers
für Finanzen vom 27. Oktober 1976, BGBl.
Nr. 614, betreffend die Übernahme von Kon-
trollen durch die Zollämter in der Fassung der
Verordnung BGBl. Nr. 522/1978 wird geändert
wie folgt:

1. Nach der Ziffer „5. Tafeltrauben nach der
Verordnung BGBl. Nr. 545/1975" wird ein Bei-
strich gesetzt und angefügt:

„6. Gurken, Paradeisern (Tomaten), Salat und
Karfiol (Blumenkohl) nach der Verordnung
BGBl. Nr. 589/1978".

2. In der lit. a wird nach „Amstetten," einge-
fügt „Bad Vöslau,".

3. In der lit. b wird nach „Neuhaus," einge-
fügt „Obernberg/Inn,".

Androsch

157 . Verordnung des Bundesministers für
Handel, Gewerbe und Industrie vom 27. März
1979 über Ausübungsvorschriften für Adres-

senbüros

Auf Grund des § 54 Abs. 2 und des § 69 Abs. 2
GewO 1973 wird verordnet:

§ 1. Diese Verordnung gilt für Gewerbetrei-
bende, die die Tätigkeiten eines Adressenbüros
ausüben. Die Tätigkeiten eines Adressenbüros im
Sinne dieser Verordnung sind das Sammeln und
die Bekanntgabe von Adressen von bebauten und
unbebauten Grundstücken, Wohnungen, Ge-
schäftsräumen und Unternehmen, wobei die Be-
kanntgabe dieser Adressen den Hinweis einschließt,
daß der über die an diesen Adressen befindlichen
bebauten und unbebauten Grundstücke, Woh-
nungen, Geschäftsräume und Unternehmen Ver-
fügungsberechtigte die Schließung eines Kauf-,
Tausch-, Bestand- oder eines sonstigen den Ge-
brauch oder die Nutzung betreffenden Vertrages
beabsichtigt.
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§ 2. (1) Bei der Gewerbeausübung, insbesondere
bei Ankündigungen, haben die Gewerbetreiben-
den unmißverständlich darauf hinzuweisen, daß
sie die Tätigkeiten eines Adressenbüros ausüben.

(2) Bei einer Mehrzahl von die Gewerbeaus-
übung betreffenden Inseraten von Adressenbüros
in periodischen Druckschriften muß nicht jedes
Inserat den Hinweis gemäß Abs. 1 enthalten;
solche Inserate müssen jedoch erkennen lassen,
daß sie von Adressenbüros stammen.

{3) In den für den Verkehr mit Kunden be-
stimmten Geschäftsräumen von Adressenbüros
ist ersichtlich zu machen, daß sich der Kunde
in einem Adressenbüro befindet und daher keine
Vermittlung von Kauf-, Tausch-, Bestand- oder
sonstigen den Gebrauch oder die Nutzung betref-
fenden Verträgen hinsichtlich der an den be-
kanntgegebenen Adressen befindlichen Objekte
erfolgen darf; weiters ist ersichtlich zu machen,
daß keine Bekanntgabe von Adressen von freien
Hausbesorgerwohnungen (Hausbesorgerposten)
erfolgen darf.

§ 3. Die Tätigkeiten (gemäß § 1 sind Dienst-
leistungen, hinsichtlich der das Aufsuchen von
Privatpersonen und die Entgegennahme von Be-
stellungen bei Privatpersonen außerhalb der Be-
triebsstätte oder Wohnung des Gewerbetreiben-
den verboten sind.

§ 4. (1) Eine Adresse darf der Gewerbetrei-
bende nur unter der Voraussetzung bekanntge-
ben, daß er mit dem Verfügungsberechtigten über
das an der betreffenden Adresse befindliche Ob-
jekt eine schriftliche Vereinbarung über die Be-
kanntgabe dieser Adresse geschlossen hat, in der
dieser erklärt,

1. daß er zur Schließung eines Vertrages über
das an der Adresse befindliche Objekt bereit
ist und ob es sich um einen Kauf-, Tausch-,
Bestand- oder einen sonstigen den Gebrauch
oder die Nutzung betreffenden Vertrag han-
deln soll,

2. daß er hinsichtlich dieses Objektes keine
andere gleichartige Vereinbarung geschlossen
hat oder schließen wird, so lange die Ver-
einbarung nicht widerrufen worden ist,

3. daß er auch keimen Auftrag zur Vermittlung
eines Kauf-, Tausch-, Bestand- oder eines
sonstigen den Gebrauch oder die Nutzung
betreffenden Vertrages über das an der
Adresse befindliche Objekt erteilt hat oder
erteilen wird, so lange die Vereinbarung
nicht widerrufen worden ist,

4. daß er die Vereinbarung unverzüglich wider-
rufen wird wenn er bezüglich des an der
Adresse befindlichen Objektes nicht mehr
den gemäß Z. 1 angegebenen Vertrag ab-
schließen will oder die Schließung dieses
Vertrages infolge einer bereits erfolgten Ver-
tragsschließung nicht mehr möglich ist, und

5. für welchen Zeitraum diese Vereinbarung
gilt.

(2) Dem Gewerbetreibenden ist es untersagt,
eine Vereinbarung (Abs. 1) zu schließen, deren
Dauer (Abs. 1 Z. 5) mehr als drei Monate be-
trägt. Die Mitteilung, daß die Vereinbarung
weiterhin aufrecht bleibt (§ 6 Z. 2), darf nur
entgegengenommen wenden, wenn darin keine
Verlängerung des Zeitraumes, für den die Ver-
einbarung gilt (Abs. 1 Z. 5), enthalten ist.

(3) Der Gewerbetreibende hat die Verein-
barung (Abs. 1) sowie allfällige Mitteilungen, daß
diese Vereinbarung weiterhin aufrecht bleibt
(§ 6 Z. 2), durch mindestens ein Jahr ab der
Schließung der Vereinbarung aufzubewahren.

§ 5. (1) Bei der Bekanntgabe einer Adresse
hat der Gewerbetreibende dem Kunden nach-
weislich schriftlich zur Kenntnis zu bringen:

1. eine genaue Beschreibung des an der betref-
fenden Adresse befindlichen Objektes,

2. ob hinsichtlich des an der betreffenden
Adresse befindlichen Objektes die Schließung
eines Kauf-, Tausch-, Bestand- oder eines
sonstigen den Gebrauch oder die Nutzung
betreff enden Vertrages beabsichtigt ist,

3. daß keine Gewähr dafür übernommen wird,
daß hinsichtlich des an der Adresse befind-
lichen Objektes der Abschluß des unter Z. 2
angegebenen Vertrages noch möglich ist, und

4. daß dem Kunden die Adresse von einem
Adressenbüro bekanntgegeben wird und ein
Adressenbüro nicht zur Vermittlung des
unter Z. 2 angegebenen Vertrages befugt ist.

Er hat dem Kunden hierüber ein Duplikat auszu-
händigen; außerdem hat er dem Kunden ein
Duplikat der Vereinbarung (§ 4) auszuhändigen.

(2) Dem Gewerbetreibenden ist es untersagt,
einem Kunden gleichzeitig mehr als eine Adresse
bekanntzugeben. Er darf demselben Kunden erst
nach dem Verstreichen von jeweils mindestens
zwei Tagen eine weitere Adresse bekanntgeben.
Beim Bekanntgeben jeder weiteren Adresse hat
der Gewerbetreibende ebenfalls die Regelungen
des Abs. 1 einzuhalten.

(3) Dem Gewerbetreibenden ist es untersagt,
das Entgelt für noch nicht dem Kunden bekannt-
gegebene Adressen entgegenzunehmen. Er darf
jeweils das Entgelt nur Zug um Zug mit der
Bekanntgabe einer Adresse für die bekanntgege-
bene Adresse entgegennehmen.

(4) Dem Gewerbetreibenden ist es untersagt,
Vereinbarungen zu. schließen, die über die gemäß
Abs. 2 zulässige Bekanntgabe einer Adresse hinaus
die zukünftige Bekanntgabe weiterer Adressen
an den Kunden betreffen.

(5) Dem Gewerbetreibenden ist es untersagt,
einem Kunden entgeltlich ein anderes Adressen-
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büro oder einen Immobilienmakler bekanntzu-
geben.

§ 6. Wurde eine Adresse bereits bekanntge-
geben, so darf dieselbe Adresse einem anderen
Kunden nur dann bekanntgegeben werden,

1. wenn seit der vorherigen Bekanntgabe der
Adresse mindestens eine Woche verstrichen
ist und

2. wenn der über das an der betreffenden
Adresse befindliche Objekt Verfügungsbe-
rechtigte dem Gewerbetreibenden nach Ab-
lauf der unter Z. 1 angeführten Frist schrift-
lich mitgeteilt hat, daß die Vereinbarung (§ 4)
weiterhin aufrecht bleibt.

§ 7. Die Gewerbetreibenden haben denjenigen,
mit denen eine Vereinbarung gemäß § 4 besteht,
die Einstellung oder das Ruhen der Gewerbeaus-
übung rechtzeitig, spätestens aber drei Wochen
vorher, anzuzeigen.

§ 8. Diese Verordnung tritt mit 1. Juli 1979
in Kraft.

Staribacher

1 5 8 . Verordnung des Bundesministers für
Handel, Gewerbe und Industrie vom
29. März 1979, mit der die Textilkennzeich-

nungsverordnung geändert wird

Auf Grund des § 32 des Bundesgesetzes vom
26. September 1923, BGBl. Nr. 531, gegen den
unlauteren Wettbewerb, zuletzt geändert durch
Bundesgesetz BGBl. Nr. 88/1975, wird verordnet:

Artikel I

Die Textilkennzeichnungsverordnung, BGBl.
Nr. 336/1975, wird wie folgt geändert:

1. Dem § 2 Abs. 1 wird als letzter Satz ange-
fügt:

„Bei der zollamtlichen Eingangsabfertigung von
Meterware genügt die Kennzeichnung auf der
Faktura."

2. Im § 2 hat der Abs. 2 zu lauten:

„(2) Die Kennzeichnung hat in deutscher
Sprache, lateinischen Buchstaben und arabischen
Ziffern zu erfolgen; die Verwendung von Ab-
kürzungen ist nicht zulässig. Bei der Kennzeich-
nung dürfen

a) anstelle folgender deutschsprachiger Aus-
drücke folgende fremdsprachige Ausdrücke:
„Wolle" „wool"
„reine Wolle" „pure wool"
„ganz Wolle" „all wool"
„Baumwolle" „cotton"

„reine Baumwolle" „pure cotton"
„ganz Baumwolle" „all cotton"

und

b) zusätzliche fremdsprachige Ausdrücke
verwendet werden.

3. In der Anlage 1 hat die Z. 12 zu lauten:

„12. Hüte, Kappen, Mützen, Braut-, Hut- und
Trauerschleier, Trauerflor, Haarnetze und
Frisierhauben"

4. In der Anlage 1 ist nach der Z. 53 anzu-
fügen:

„54. Einmalslips, Unterwäsche aus textilem Vlies-
stoff für Spitäler; alle diese aus
ZTNr. 61.04 C".

Artikel II

Diese Verordnung tritt mit 15. April 1979 in
Kraft.

Staribacher

1 5 9 . Verordnung des Bundesministers für
Handel, Gewerbe und Industrie vom
29. März 1979, mit der die Textilpflegekenn-

zeichnungsverordnung geändert wird

Auf Grund des § 32 des Bundesgesetzes vom
26. September 1923, BGBl. Nr. 531, gegen den
unlauteren Wettbewerb, zuletzt geändert durch
Bundesgesetz BGBl. Nr. 88/1975, wird verordnet:

Artikel I

Die Textilpflegekennzeichnungsverordnung,
BGBl. Nr. 337/1975, wird wie folgt geändert:

1. Dem § 2 Abs. 1 wird als letzter Satz ange-
fügt:

„Bei der zollamtlichen Eingangsabfertigung von
Meterware genügt die Kennzeichnung auf der
Faktura."

2. In der Anlage 3 hat die Z. 12 zu lauten:
„12. Hüte, Kappen, Mützen, Braut-, Hut- und

Trauerschleier, Trauerflor, Haarnetze und
Frisierhauben".

3. In der Anlage 3 ist nach der Z. 51 einzu-
fügen:

„52. Einmalslips, Unterwäsche aus textilem Vlies-
stoff für Spitäler; alle diese aus
ZTNr. 61.04 C"

Artikel II

Diese Verordnung tritt mit 15. April 1979 in
Kraft.

Staribacher
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